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Jens Wissel

Der neue Imperialismus

Der Imperialismusbegriff hat schon einige Konjunkturen hinter sich
(Andersson 2004). Noch vor wenigen Jahren waren sich die Sozialwissen-
schaften weitgehend einig darin, dass dieser Begriff allenfalls einen Wert
zur Beschreibung polit-ökonomischer Entwicklungen im späten 19. und
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts besitzt. Nach einem Revival der

Imperialismusdebatte in den 1970er Jahren wurde es in den 80er Jahren
merklich ruhiger um den Begriff und mit dem Mauerfall 1989 verschwand
er in den akademischen Debatten nahezu gänzlich.' Die neuen Leitbegrif-
fe hiessen nun Globalisierung, internationale Kooperation und Abrüstung,
Global Governance und schließlich Weltinnenpolitik zur Universalisierung
der Menschenrechte. Dass auch die 1990er Jahre voll von Kriegen und

wirtschaftspolitischen Konflikten waren, die wenig mit der Verwirklichung
von Menschenrechten zu tun hatten, war offensichtlich; dass dies etwas
mit Imperialismus zu tun haben könnte, schien dem Mainstream aber ab-

wegig. Hinzu kam, dass der Imperialismusbegriff immer in einem engen
Zusammenhang mit dem Nationalstaat stand. Dieser aber, so glaubte man
vor noch nicht allzu langer Zeit, sei im Verschwinden begriffen oder ver-
löre weitgehend seine Handlungsfähigkeit (vgl. Krätke 2006).

Zur Rückkehr des Imperialismusbegriffs

Noch vor den Anschlägen des 11. September 2001 begann eine Debatte,
zunächst in den USA und dann auch in Großbritannien, in der die Begrif-
fe „Imperium" und „Imperialismus" wieder auftauchten. Es waren Neo-
konservative und dann auch Liberale aus Amerika, die den Begriff wieder
hoffähig machten. Keineswegs in kritischer Absicht, aber man war sich

einig, dass in einer Welt, die von Gewalt geprägt ist, ein Empire auch mit
Gewalt für Ordnung sorgen müsse. Sie stellen sich dabei ein 'Empire Lite'
vor, in dem es auch um Aufbauhilfe gehen müsse (Ignatieff 2003). Robert
Kagan wies die Europäer darauf hin, dass diejenigen, die keine entspre-
chenden militärischen Mittel haben, um Ordnung herzustellen, aus nahe-

liegenden Gründen, immer schon, für friedlichere Mittel plädierten (2003).
Wie auch immer, mit George W. Bush schien der Imperialismus zurück-
gekommen zu sein und auch der „Nationalstaat" feiert seit kurzem ein
erstaunliches wissenschaftliches Comeback (Leibfried/Zürn 2006). Waren
die Beiträge zum neuen American Empire anfänglich eher von geringem
Tiefgang, so kamen nach und nach auch die Sozialwissenschaften auf den

Imperialismusbegriff zurück (vgl. Mann 2003). Imperialismus wurde hier
als Krisenphänomen begriffen und als Anzeichen der in die Krise geratenen
US-Hegemonie analysiert (siehe auch Wallerstein 2004). Mit einiger
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Verspätung erschienen Beiträge, die den Zusammenhang von Kapitalismus
und Imperialismus untersuchten (etwa Harvey 2004; Panitch/Gindin 2004,
Zeller 2004; einen Überblick bieten Deppe et al. 2004). Bevor ich aber auf
diese Debatte zu sprechen komme, möchte ich noch einmal auf die Kon-
junkturen des Imperialismusbegriffs zurückkommen und fragen, warum
der Begriff noch bis vor kurzem fast völlig aus der Öffentlichkeit ver-
schwunden war.

Zum einen ist es sicherlich die Tatsache, dass sich die gesellschaftlichen
Kräfteverhältnisse nach den 1970er Jahren nachhaltig verschoben haben.
Gesellschaftskritisches Denken wurde zum anderen stark marginalisiert
und die Wissenschaften haben sich in ihren akademischen Teilbereichen
eingerichtet^, während das Ende des Ost-West Konfliktes schließlich zu
überhöhten Hoffnungen auf eine friedlichere Welt führte. Aber das ist nur
die eine Seite, denn Kapitalismuskritik ist nie gänzlich verschwunden. Es

gab auch in den 1980er und 1990er Jahren eine rege Debatte über die
Zusammenhänge und Transformationen im kapitalistischen Weltsystem,
und es gab wichtige und weiterführende Beiträge. Allerdings sucht man
auch hier nach dem Imperialismusbegriff meist vergebens. Warum?

Leo Panitch und Sam Gindin (2004) weisen darauf hin, dass das zwi-
schenzeitliche Verschwinden dieser Diskussionen hinter den alles domi-
nierenden Globalisierungsdebatten durchaus auch Gründe in den theoreti-
sehen Ungenauigkeiten des Imperialismusbegriffs hatte. Mit Bezug auf
Karl Kautsky machen sie auf dieses Problem aufmerksam: „Zunächst
müssen wir uns darüber klar werden, was wir unter Imperialismus zu
verstehen haben. Dieses Wort wird heute auf Schritt und Tritt gebraucht,
aber je mehr man darüber spricht und diskutiert, desto unbestimmter wird
es, was natürlich jede Verständigung erschwert" (Kautsky zitiert nach
Panitch/Gindin 2004, 12). Auch in den siebziger Jahren wurde der Impe-
rialismusbegriff als politischer Kampfbegriff Übermaßen verallgemeinert.
Das analytische Potential des Begriffes, das in dem Verweis daraufliegt,
dass die Verhältnisse im Kapitalismus meist wenig mit friedlicher Koope-
ration zu tun haben, dafür aber sehr viel mit Macht und Gewaltstrukturen,
nahm ab: der Begriff verlor seine Konturen und wurde zunehmend synonym
mit Kapitalismus verwendet.

Aber es waren nicht nur Ungenauigkeiten, die zum weitgehenden Ver-
schwinden des Begriffs führten, auch vermeintliche Gewissheiten hatten
den Begriff lange diskreditiert. Oft wurde zu schnell und zu unvermittelt
von ökonomischen Verhältnissen auf imperialistische Politik geschlossen,
zudem verband man mit dem Begriff „Imperialismus", als 'höchstem
Stadium des Kapitalismus' (Lenin 1917), immer noch eine teleologische
Perspektive (siehe hierzu auch Massarrat 2005). Panitch und Gindin haben

recht, wenn sie fordern, dass es einer neuen „Theoretisierung des Impe-
rialismus [bedarf] - einer Theorie, die die Grenzen der alten marxistischen
'Stufentheorie' über die zwischenimperialistische Konkurrenz hinter sich
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lässt und genügend Raum für eine umfassende Würdigung der historischen
Faktoren bietet (2004, 15f.) Die Tatsache, dass der Nationalstaat
nicht verschwunden ist, heißt nicht, dass er sich nicht verändert hat. Ma-
terialistische Staatstheorie hat hierauf schon seit langem hingewiesen (vgl.
Hirsch 1990, 1995; Jessop 1990,2002; Panitch 1994). Man ist sich weit-
gehend einig darin, dass sich der Nationalstaat seit der Krise des Fordismus
in einem profunden Transformations- und Internationalisierungsprozess
hin zu einem 'nationalen Wettbewerbsstaat' (Hirsch 1995) befindet.

Aber nicht nur die Staaten haben sich verändert, die gesamte räumliche
Konstellation im kapitalistischen Weltsystem hat sich neu angeordnet. Die
Debatten der 1970er Jahre waren beherrscht von einem relativ klaren
Zentrum-Peripherieverhältnis. Im Zuge der Inter- und Transnationalisie-

rung der Produktion durch transnational operierende Konzerne, der parti-
eilen Transnationalisierung der Klassenverhältnisse sowie der Entstehung
globaler Migrationsstöme hat sich auch das Zentrum-Peripherieverhältnis
rekonfiguriert. In der Peripherie sind technologisch hochentwickelte Pro-
duktionsstätten entstanden, während in den Zentren periphere Lebensbe-
reiche Einzug gehalten haben. Mittlerweile findet man in jeder europäischen
oder nordamerikanischen Großstadt periphere Verhältnisse, in denen

Menschen, die in Niedriglohnsektoren arbeiten, ohne dass sie ihren Le-
bensunterhalt bestreiten können, oder völlig entrechtete illegalisierte Mi-
grantlnnen ums nackte Überleben kämpfen. Diese Transformationsprozes-
se können die Imperialismustheorien nicht unberührt lassen. Es ist also aus
verschiedenen Gründen nicht möglich, unvermittelt an die Diskussionen
der 1970er Jahre anzuschließen.

Ich werde im Folgenden versuchen anzudeuten, in welche Richtungen
am Imperialismusbegriff weitergearbeitet werden müsste, um ihn auf eine

neue theoretische Basis zu stellen. Dabei werde ich mich weitgehend auf
die kapitalistischen Zentren konzentrieren. In den Auseinandersetzungen
um die neue Form des Imperialismus kann man feststellen, dass sich zwei
Einschätzungen gegenüberstehen. Aufder einen Seite finden sich Arbeiten,
die von der Existenz eines neuen transnationalen Empires ausgehen und

gleichzeitig annehmen, dass der Imperialismus in der Folge seine Bedeu-

tung verliere (Hardt/Negri 2002); auf der anderen Seite stehen Autoren,
die nach wie vor von einem, wenn auch unter veränderten Bedingungen,
nationalstaatlich organisierten Imperialismus ausgehen (Harvey 2004).
Auch Panitch und Gindin (2004), die von einem neuartigen American
Empire sprechen, legen ihren analytischen Schwerpunkt auf eine neue
Form des US-Imperialismus. Ich vertrete dagegen die These, dass der

Imperialismus nicht verschwindet, dass er aber überlagert wird von einem
neuen flexiblen Ensemble aus Staatsapparaten, transnationalen Institutio-
nen und Organisationen sowie informellen Netzwerken, indem sich ein
neuer transnationaler Machtblock konstituiert. Das hieße es ginge nicht
um die Frage, ob wir in imperialen oder imperialistischen Verhältnissen
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leben, vielmehr miissten sich zukünftige Arbeiten damit beschäftigen, in
welchem Verhältnis das transnationale Empire zum nationalstaatlich orga-
nisierten Imperialismus steht.

Der Zusammenhang von Kapitalismus und Imperialismus

In der klassischen Phase äußerte sich imperialistische Politik darin, dass

die jeweiligen Nationalstaaten die Auslandinvestitionen von expandieren-
den nationalen Unternehmen schützten, weil diese das Risiko ihrer Inves-
titionen verringern wollten. Diese Politik war in den nationalen Machtblö-
cken keineswegs unumstritten (siehe Hobson 1902). Für Lenin war der
Sieg der Imperialisten aufgrund der dem Kapitalismus innewohnenden
Monopolisierungsprozesse eine notwendige Entwicklung. Hobsons Vor-
Stellung, man könne das Problem der Unterkonsumption durch die Um-
Verteilung der Monopolgewinne und durch bessere Sozialleistungen lösen,
war zwar zu seiner Zeit aufgrund der Kräfteverhältnisse nicht realisierbar;
der binnenmarktzentrierte Fordismus zeigte aber, dass die Vorstellung
Hobsons keineswegs abwegig war und dass er letztlich gegenüber Lenin
recht behalten sollte.

Eine zentrale Erkenntnis, sowohl staatstheoretischer Forschung als auch

regulationstheoretischer Arbeiten, liegt in der Feststellung, dass Kapitalis-
mus nicht auf abstrakte Gesetzmäßigkeiten zu reduzieren ist, sondern je
nach kulturellen, politischen und ökonomischen Kräfteverhältnissen höchst
unterschiedliche Formen in Raum und Zeit annehmen kann. Der Kapita-
lismus hat sich in diesem Sinne als äußerst flexibel erwiesen und es ent-
standen, trotz seiner prinzipiellen Krisenanfälligkeit, immer wieder Regu-
lationsformen und Akkumulationsregime, die über längere Zeit relativ
stabile Verhältnisse garantierten und die gesellschaftlichen Widersprüche
prozessierbar machten. Es gibt also weder einen vorbestimmten Entwick-
lungsweg zum Zusammenbruch, noch einen automatischen Mechanismus,
der ökonomische Strukturen in imperialistische Politik umsetzt. Es muss
allerdings Ursachen geben, die den Imperialismus in kapitalistischen
Verhältnissen immer wieder hervorbringen. Die Frage nach dem Zusam-
menhang von Kapitalismus und Imperialismus hat sich also keinesfalls
erledigt.

Im Fordismus beispielsweise ist der Imperialismus nicht verschwunden,
aber es gab andere Formen, in denen sich die Politik bewegte. So gesehen
ist die Tatsache, dass dem Hegemoniebegriff* zur Analyse fordistischer
Gesellschaften und ihrer Krisen eine enorme Bedeutung zugekommen ist,
kein Zufall. Im Fordismus war der Imperialismus zudem weniger das Er-
gebnis des generellen kapitalistischen Expansionsdranges als vielmehr im
Zusammenhang mit den geostrategischen Auseinandersetzungen des Ost-
West Konfliktes zu sehen, wie David Harvey anmerkt (vgl. 2003, 21f.).
Nimmt man die relative Autonomie politischer Prozesse ernst, dann kann
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imperialistische Politik nicht immer einzig durch ökonomische Rationali-
tät erklärt werden. Mitunter ist das Gegenteil der Fall, wie Hannah Arendt
schon für die Phase des klassischen Imperialismus darlegte. „Als die im-
perialistische Politik die Bahnen der ökonomischen Gesetzmäßigkeiten
längst verlassen hatte und der ökonomische Faktor längst dem imperialen
zum Opfer gefallen war, mühten sozialistische Theoretiker sich immer
noch damit, die 'Gesetzmäßigkeiten' des Imperialismus zu entdecken. An
die unveräußerlichen Rechte der Profitrate glaubten außer einigen älteren
Herren in den Kreisen der Hochfinanz nur noch Marxisten, nachdem in
Südafrika selbst längst alle rationalen Profitberechnungen dem 'Rassefak-
tor' aufgeopfert waren." (1975,57f.) Auch eine ausser Kontrolle geratene
Militarisierung, wie sie seit dem 11. September 2001 mit der Aufrechter-
haltung eines globalen permanenten Kriegszustandes im Gange ist, kann
ökonomische Kalküle, sieht man einmal von den unmittelbar vom Krieg
profitierenden Industriezweigen ab, in den Hintergrund drängen (vgl. Mann
2003).

Es gibt also nicht nur Konjunkturen des Imperialismusbegriffs, sondern
auch Konjunkturen Imperialistischer Politik/ In diesem Sinne kann die in
den Vordergrund rückende imperialistische Politik als Folge der schwin-
denden US-Hegemonie gedeutet werden. „Wenn es den USA an 'Welthege-
monie' fehlt, so ist der Grund für die Schwäche in ihrer Position der
Stärke zu suchen. Die militärische Potenz der USA zur Überwältigung ri-
valisierender Mächte unterhöhlte das 'Streben nach globaler Überein-
kunft'." (Haug 2003, 240) Imperialismus steht gleichwohl in einem Zu-
sammenhang mit einem dem Kapitalismus innewohnenden Expansions-
drang. David Harvey sieht ihn in der Tendenz des Kapitalismus, „Überak-
kumulationskrisen hervorzubringen" (2003,16). „Das Problem besteht in
der Notwendigkeit, profitable Abflussmöglichkeiten für überschüssige
Kapitale zu finden. Die offensichtliche Antwort auf dieses Problem liegt
im Kapitalexport (von Geld, Waren oder Produktionskapazitäten) in pro-
fitträchtige Regionen (oder, und das läuft letztlich auf das selbe hinaus, in
Kostensenkungen durch Import von Niedriglohnarbeitskräften und billi-
geren Rohstoffen." (2004, 39; ähnlich Hirsch 2004).

Allerdings bedeutet Expansionsdrang nicht notwendig Imperialismus,
denn die Expansion muss nicht nach außen gehen, ebensogut kann sie nach
innen gehen und zu einem neuen Schub der gesellschaftlichen Durchkapi-
talisierung führen. Perioden innerer Expansion sind dabei ebensowenig
imperialistisch, wie Kapitalexport oder Produktionsauslagerung per se

imperialistisch sind. Sie werden dazu erst, wenn sich Anleger oder Inve-
stören nicht mehr mit dem hohen Risiko derAuslandsanlagen abfinden und

von ihren Regierungen fordern, diese Sicherheit im Ausland zu gewähr-
leisten (vgl. Arendt 1975, 54f) oder wenn die Expansion erst durch die

politisch erzwungene oder gewaltsame Öffnung anderer Volkswirtschaften
bzw. Märkte ermöglicht wird.
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Joachim Hirsch unterscheidet zudem zwei Formen äußerer Expansion:
formelle Expansion, die auf direkter militärischer Unterwerfung beruht,
und informelle Expansion, in der die Expansion des Kapitals durch indi-
rekten Zwang abgesichert wird (Hirsch 2004, 674). Beide Formen dieser
äußeren Expansion lassen sich als imperialistisch bezeichnen. Es gibt aber,
wie oben schon angedeutet, noch eine dritte Form der Expansion, nämlich
eine hegemonial abgesicherte Form, in der politische Führung und Konsens
eine wesentlich größere Rolle spielen. Prototyp hierfür ist die Ausbreitung
fordistischer Regulations- und Akkumulationsmuster in Europa und Japan
nach dem Zweiten Weltkrieg. Tatsächlich lassen sich die unterschiedlichen
Formen der Expansion (die innere sowie die unterschiedlichen Formen der
äußeren) in der Realität nur schwer auseinanderhalten, sie treten meist
kombiniert auf. Welche Form der Expansion dominant wird, hängt sowohl
von den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen des jeweiligen Staates als
auch von den geopolitischen Kräfteverhältnissen ab.

Die veränderte Konstellation

Insbesondere die im Neoliberalismus politisch vorangetriebenen Entste-
hungen von transnationalen Produktionsnetzwerken seit den 1990er Jahren
und die partielle Transnationalisierung der Klassenverhältnisse haben die
kapitalistischen Verhältnisse verändert. Die Kräfteverhältnisse in den
Nationalstaaten haben sich nachhaltig transnationalisiert, weil eine starke
Fraktion des Machtblocks auf transnationale Akkumulation ausgerichtet
ist. Diese transnationalisierte Bourgeoisie ist dabei keineswegs als einheit-
lieh handelnder Block zu betrachten, vielmehr bleibt sie auf die verschie-
denen Nationalstaaten bezogen, in sich gespalten und durch das Konkur-
renzverhältnis bestimmt. Nicos Poulantzas hielt 1973 fest, dass sich die
US-amerikanischen Produktions- und Konsumptionsnormen weniger durch
äußeren Druck in Europa durchsetzten als vielmehr durch eine Interiori-
sierung von Herrschaftsverhältnissen. Mit anderen Worten, die nationalen
Machtblöcke veränderten sich innerlich. Die nationalen Bourgeoisien'
verloren an Einfluss oder transformierten sich durch das in ihnen eingela-
gerte 'ausländische' Kapital. Es entstand, so Poulantzas, eine „innere
Bourgeoisie".' Diese verkörpert eine Klasse, die weder mit der nationalen
Bourgeoisie noch mit der 'Compradoresbourgeoisie ' ' zu vergleichen ist.
Sie nimmt gegenüber diesen beiden Klassen eine mittlere Position ein.
Dabei kann sie weder ungebrochen nationale Interessen vertreten, noch ist
sie eine gekaufte und völlig abhängige Bourgeoisie ohne eigene materiel-
le Basis. Trotz eigener ökonomischer Basis ist die innere Bourgeoisie also
nicht unabhängig vom hegemonialen US-Kapital. Gleichzeitig verweist
der „Begriff der inneren Bourgeoisie auf einen Prozess der Internationali-
sierung und nicht auf eine im 'nationalen' Raum 'eingeschlossene Bour-
geoisie'" (Poulantzas 2001, 55).
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Entscheidendes Merkmal der neuen Phase lag in der Tatsache, dass sich
die unterschiedlichen Nationalstaaten und ihre Kapitale nicht mehr äußer-
lieh gegenüberstanden, sondern sich gegenseitig durchdrangen. Poulantzas

begriff dieses neue Verhältnis als eine neue Form des US-Imperialismus.
Einer neuen Epoche amerikanischer Dominanz „entailing a new type of
non-territorial imperialism, implanted and maintained not through direct
rule by the metropolis, nor even through political subordination of a neo-
colonial type, but rather through the induced reproduction of the form of
the dominant imperialist power within each national formation and its
state." (Panitch 2000, 9) Warum diese Form der inneren Transformation
der anderen metropolitanen Staaten imperialistisch ist, kann Poulantzas
kaum begründen. Er muss entweder den Begriff so überstrapazieren, dass

jede Form kapitalistischer Herrschaft imperialistisch wäre, oder aber er
schließt von der ökonomischen Expansion direkt auf imperialistische
Politik, was wiederum nur schwer mit seinen staatstheoretischen Einsich-
ten, insbesondere mit der relativen Autonomie des Staates, in Einklang zu
bringen wäre.

Sieht man einmal hiervon ab, dann gelingt es Poulantzas, die angedeu-
teten Veränderungen staatstheoretisch zu deuten. Entscheidend ist, dass er
dabei den auch heute noch gängigen Dualismus zwischen Internationali-
sierung oder Globalisierung auf der einen Seite und Nationalstaaten auf
der anderen Seite überwindet. So gesehen beruhen die Internationalisie-
rungs- und später die Transnationalisierungsprozesse auf Veränderungen
in den nationalen Gesellschaftsformationen. Die Nationalstaaten wurden
innerlich internationalisiert, das heißt, in ihnen verdichteten sich nicht mehr
nur nationale Kräfteverhältnisse, sondern auch internationale, weil das in
der inneren Bourgeoisie eingelagerte „ausländische Kapital" Teil der na-
tionalen Konstellation geworden ist.

Im Zentrum von Poulantzas' Konzeption stand die Analyse der USA,
die die anderen Gesellschaftsformationen durchdrang und nach ihrem Bild
formte. Mit Blick auf Europa beschrieb er die innere Bourgeoisie als eine,
die aufgrund ihrer zunehmenden Verflechtungen mit dem US-Kapital ihre
ideologisch-politische Autonomie tendenziell verliert. „In dem Maße, in
dem die Überlegenheit des US-Kapitals schwindet und die Verflechtung
zwischen den Triadezentren zu einer wechselseitigen wird, gilt dies aller-
dings auch fur die amerikanische Bourgeoisie." (Alnasseri et al. 2001, 38)
Seit den achtziger Jahren sind massive Investitionsströme aus Europa und
Japan in die USA zu beobachten." Kurzum: Auch in den USA ist, was
Poulantzas nicht mehr sehen konnte, eine innere Bourgeoisie entstanden,
die inneren Bourgeoisien haben sich transnationalisiert (Wissel 2007,
119ff.).

Parallel hierzu ist seit dem Zweiten Weltkrieg auf der inter- und trans-
nationalen Ebene ein Institutionengerüst entstanden, in dessen Rahmen
Konflikte innerhalb dieser transnationalisierten Bourgeoisie und zwischen

WIDERSPRUCH - 53/07 163



den metropolitanen Nationalstaaten verhandelt werden. Im Zentrum stehen
dabei die ökonomischen Regulierungsinstanzen: WTO, IWF und Weltbank.
Gemeinsam mit den Zentralbanken und Finanzministerien der „westlichen"
Nationalstaaten bilden sie das Rückgrat des neoliberalen Konstitutionalis-
mus (Gill 2000,43ff.; Hirsch 2004,681). Dieses Ensemble aus Institutio-
nen und Staatsapparaten bildet ein äußerst flexibles Netzwerk, in dem
Widerständen durch die Verlagerung von formaler und realer Macht immer
wieder aus dem Weg gegangen werden kann. Wenn ein Projekt an einem
Knotenpunkt in diesem Ensemble nicht durchsetzbar ist, so wird durch die
Verlagerung der Auseinandersetzung auf andere Institutionen und Organi-
sationen (forum shifting) oder auf andere Ebenen der Regulation (scale
shifting) das Terrain gewechselt.

Vormals relativ bedeutungslose Organisationen oder Institutionen
können in diesem Prozess schnell mit Kompetenzen aufgeladen werden.
Projekte wie etwa das Investitionsschutzabkommen MAI oder eine Ver-
schärfung der geistigen Eigentumsrechte (ausführlich Wissen 2003,128fF.),
die innerhalb der WTO auf Widerstände stießen, werden so an anderer
Stelle des beschriebenen Netzwerkes vorangetrieben. Letztes Beispiel ist
die gescheiterte WTO Konferenz 2003 in Cancun, bei der die USA und die
EU einer neuen Koalition von Semi-Peripheren Ländern (G 20) gegenü-
berstand. Auch die Aussetzung der Doha-Runde im Juli 2006, deren an-
gebliches Ziel die Liberalisierung des Welthandels zugunsten der armen
Länder war, ist in diesem Kontext zu sehen. Nach dem Scheitern der
Konferenz in Cancun kristallisierte sich schnell heraus, dass die WTO
keineswegs die einzige Option des beschriebenen Machtblocks ist, um die

angepeilten Ziele durchzusetzen. Die einseitige Öffnung der Märkte' wird
nun über bilaterale Freihandelsabkommen erzielt, bei denen die Macht-
asymmetrien noch direkter durchschlagen (hierzu Wissel 2007, 161 ff.).

Transnationales Empire und militärische Weltordnung der USA

Der neue Imperialismus entsteht unter völlig anderen Bedingungen als der
klassische Imperialismus. David Harvey formuliert die entscheidende
Frage so: „Was bedeutet die grenzenlose Kapitalakkumulation für die
territoriale Logik der Macht?" (2004, 37) Der Nationalstaat hat nicht nur
seine Position im kapitalistischen Weltsystem verändert, er ist auch selbst
innerlich transnationalisiert. Das heißt, dass von nun an der „Block an der
Macht kaum mehr auf einer rein nationalen Ebene erfasst werden [kann].
Die imperialistischen Staaten nehmen nicht nur die Interessen ihrer inneren
Bourgeoisien wahr, sondern gleichfalls die Interessen des herrschenden

imperialistischen Kapitals, wie sie innerhalb des Internationalisierungs-
prozesses verbunden sind." (Poulantzas 2001,56, Herv. JW).

Der neue Imperialismus kommt unter transnationalisierten Kräftever-
hältnissen, vermittelt über ein transnationales Regulationsnetzwerk zustan-
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de. Die unterschiedlichen nationalen Imperialismen werden dadurch ten-
denziell zu einem sekundären Phänomen. Dies muss sie keineswegs we-
niger aggressiv machen. Der Bedeutungsverlust der nationalen Bourgeoi-
sien führt dazu, dass sich der nationale Imperialismus auch in seinem In-
neren neu zusammensetzt. Durch das fehlende Projekt einer nationalen
Bourgeoisie wird er konstellationsabhängiger, das heißt, er entwickelt sich
weniger aus einer langfristigen Perspektive denn als Ergebnis aktueller
politischer Konjunkturen und ökonomischer Interessen einzelner Fraktio-
nen in den nationalen Machtblöcken. Imperialistische Politik hat immer
schon die Möglichkeit geboten, Konflikte einer Gesellschaftsformation
nach außen zu verlagern. Dies zeigt sich aufgrund der inneren Fragmen-
tierung der Nationalstaaten umso stärker in der jetzigen Situation. „Die
mit der wettbewerbsstaatlichen Transformation verbundene und struktu-
relie politische Krise und Krise der Repräsentation kann Dynamiken in
Gang setzen, die ihrerseits zwischenstaatliche Rivalitäten antreiben. Dies
nicht zuletzt dann, wenn versucht wird, die Repräsentationskrise mit po-
pulistischen, nationalistischen und rassistischen Strategien der Légitima-
tionsbeschaffung'zu kompensieren." (Hirsch 2004, 685)

Die USA, die im globalen Raum praktisch über ein Gewaltmonopol
verfügt, setzt mit den Interessen des eigenen Machtblocks durch das in ihr
eingelagerte transnationale Kapital auch Interessen durch, die im transna-
tionalen Kontext entstehen. Die USAbilden in der beschriebenen Konstel-
lation zweifellos die wichtigste Verdichtung von Kräfteverhältnissen, es

handelt sich aber dennoch um eine Konstellation, die nicht mehr national-
staatlich zu entschlüsseln ist, auch nicht über den mächtigsten Nationalstaat.
In diesem Sinne handelt es sich nicht um ein American Empire, sondern
eher um ein transnationales Empire. In gewisser Weise haben Hardt und
Negri (2002) recht, wenn sie schreiben, bei dem neuen Gebilde handele
es sich nicht um einen Staat, sondern um ein flexibles Netzwerk der Macht'",
in dem die Trennung von Politik und Ökonomie weniger klar strukturiert
sei. Dieses Netzwerk überlagert die Nationalstaaten. Das Imperium wäre
demnach ein sich ständig veränderndes Ensemble aus nationalen und su-
pranationalen Staatsapparaten (EU), transnationalen Institutionen sowie
transnationalen intellektuellen Netzwerken (European Round Table, Tri-
laterale Kommission etc.), in dem sich ein neuartiger transnationaler
Machtblock konstituieren kann. Hier entsteht eine über nationale Interes-
senlagen hinausgehende imperiale Politik.

Das beschriebene Ensemble ist nicht nur sehr flexibel, sondern auch
höchst labil. Neben den vielen Verknüpfungen ist es auch durch eine
Vielzahl von Brüchen und Spaltungslinien geprägt. Auch nationale impe-
rialistische Dynamiken können diese Konstellation gefährden. Im Normal-
fall finden die metropolitanen Staaten nach Konflikten, wie sie vor dem
•Irak-Krieg zu beobachten waren, sehr schnell zu ihrer alten Kooperation
zurück. Diese ist allerdings von Widersprüchen durchzogen, denn unter
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der Decke des Empires gärt es, und die Konkurrenzen zwischen Europa",
Japan und mittlerweile auch China und den USA werden immer öfter in
wirtschaftspolitischen Konflikten ausgetragen.

Der neue Schub imperialistischer Politik ist damit aber noch nicht erklärt.
Dieser ist ein Ergebnis der schwindenden legitimatorischen Basis der durch
die USA militärisch abgesicherten Weltordnung sowie eines fehlenden
Entwicklungsprojektes des Neoliberalismus, das dazu in der Lage wäre,
reale und/oder illusorische Entwicklungsperspektiven aufzuzeigen. Weite
Teile der Welt können so weder ökonomisch noch ideologisch in eine

hegemoniale postfordistische Weltordnung eingebunden werden. „Folgen
sind fortschreitende politische und soziale Fragmentierungen sowohl auf
einzelstaatlicher Ebene als auch im internationalen Maßstab, wachsende
soziale Ungleichheit, die Marginalisierung ganzer Regionen und der Zu-
sammenbruch von Staaten mit den damit verbundenen gewaltförmigen
Konflikten" (Hirsch 2005,194). Diese faktische Exklusion ganzer Regio-
nen führt dazu, dass die Inklusion zunehmend militärisch bewerkstelligt
werden muss. Diese kann imperial, über die UNO oder die NATO organi-
siert sein oder nationalstaatlich (zumeist) über die USA, wenn sich die
führenden kapitalistischen Staaten nicht auf ein gemeinsames Vorgehen
einigen können. Aber auch ein nationalstaatliches Vorgehen bleibt dabei
durch die eingelagerten transnationalisierten Kräfteverhältnisse imperial
überdeterminiert. Etienne Balibar und Elmar Altvater sprechen in diesem
Zusammenhang von globaler Apartheid (Balibar 2003 162; Altvater 2007,
16). Dieser Entwicklung korrespondiert eine Sicherheitspolitik, die nach
außen zu einer radikalen Militarisierung und nach innen zum Abbau von
Bürgerrechten sowie zu einer Stärkung der repressiven Staatsapparate
geführt hat.

Neuausrichtung des Widerstandes

Poulantzas hat recht, wenn er für Europa darauf verweist, dass der Kampf
gegen die eigene 'innere' Bourgeoisie und die eigenen Staaten von
grundlegender Bedeutung ist. Dieser Kampf kann aber nicht mehr auf den
nationalen Rahmen beschränkt geführt werden. Es gibt Beispiele, in denen
sich auch die Subalternen erfolgreich auf die unterschiedlichen Ebenen

politischer und ökonomischer Regulation beziehen (Winter 2007, Dack-
weder 2000). Hierbei geht es nicht darum, die eine oder die andere Ebene
der Regulation zu bevorzugen oder zu vernachlässigen, vielmehr sollten
die neue Konstellation und die neuen Kommunikationsmöglichkeiten
flexibel ausgenutzt werden, sodass die neue globale Bewegung letztlich
selbst bestimmt, auf welchem Terrain die Auseinandersetzungen geführt
werden. Dabei können auch institutionelle Auseinandersetzungen, die auf
eine Stabilisierung transnationaler Regulation zielen, etwa indem deren
innere Struktur verändert wird oder indem Maßnahmen durchgesetzt
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werden, die die Situation des globalen Südens verbessern, neue Räume für
weitergehende Kämpfe öffnen. Die Kritik imperialistischer nationalstaat-
licher Politik und ebenso die Kritik an der die nationale Konstellation
überlagernden imperialen Politik sollten in den Debatten um emanzipato-
rische Zielsetzungen und Alternativen einen zentralen Stellenwert einneh-
men.

Anmerkungen

1 Dies besonders in metropolitanen Staaten.
2 Auch hier ist in den letzten Jahren eine Gegentendenz zu beobachten. In den Sozialwis-

senschaften wird immer häufiger von einer Entgrenzung der akademischen Teildisziplinen
gesprochen (vgl. Albert 2003, 568ff.).

3 Hegemonie hier verstanden im Sinne von Gramsci, als asymmetrisches Kompromissver-
hältnis, in dem dieAndrohung von Gewalt nicht das zentrale Moment ist. Das hegemoniale
Verhältnis endet gewissermaßen da, wo Gewalt offen zutage tritt. Vgl. Historisch-kritisches
Wörterbuch des Marxismus. Bd. 5, 2001 Berlin.

4 Diese müssen keineswegs übereinstimmen. Inhaltliche Auseinandersetzungen mit Im-
perialismus hängen auch von einem gesellschaftlichen Interesse ab.

5 „Unter nationaler Bourgeoisie versteht man die einheimische Fraktion der Bourgeoisie, die

- von dem Punkt an, an dem die Widersprüche mit dem ausländischen imperialistischen
Kapital einen bestimmten Grad erreicht haben - in der ideologischen und politischen
Struktur eine verhältnismäßig autonome Stellung einnimmt und so eine eigene Einheit
darstellt." (Poulantzas 2001, 51)

6 Zu den theoretischen Problemen dieses Begriffs siehe Jessop 1985, 171ff und 280 und
Kannankulam/Wissel 2004.

7 „Dagegen versteht man unter Compradoresbourgeoisie für gewöhnlich die Fraktion der

Bourgeoisie, die nicht übereine Basis der Kapitalakkumulationverfügt, die gewissermaßen
als bloßer Vermittler des ausländischen imperialistischen Kapitals agiert" (Poulantzas
2001,51).

8 So auch Kreile (2000.276). „Im transatlantischen Verhältnis hat das Problem derDominanz
amerikanischer Unternehmen in dem Maße an Bedeutung verloren, wie die Verflechtung
durch Direktinvestitionen wechselseitig geworden ist". Hübner weist darauf hin, dass die
EU und Japan mittlerweile „mit Blick auf die Direktinvestitionsströme - Nettokapital-
exporteure" sind, während die „USA [...] der größte Nettokapitalimporteur" ist (Hübner
2003, 105).

9 Dabei ging es um die sogenannten Singapur-Themen (Investitionen, Wettbewerb, Öffent-
liehe Beschaffung, Handelserleichterungen), um Investoren den Zugang zu den Märkten
des Südens zu erleichtern.

10 Zu der kontrovers geführten Debatte siehe u.a. Das Argument 248 und Atzert/Müller
2003.

11 Zu den unterschiedlichen Facetten der Konkurrenz zwischen der Europäischen Union und
den USA siehe die neue Studie von Altvater und Mahnkopf 2007, sowie Deppe 2007.
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